Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudcsadie 1891 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/BHE, DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Geschäftsraummietengesetzes 
und des Mieterschutzgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Das Geschäftsraummietengesetz vom 25. Juni 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 338) in der Fas- 
sung des Gesetzes zur Änderung des Ge- 
schäftsraummietengesetzes vom 26. Dezember 

1954 (Bundesgesetzbl. I S. 503) und des § 36 
des Ersten Bundesmietengesetzes vom 27. Juli 

1955 (Bundesgesetzbl. I S. 458) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 20 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Eine entgegenstchende Vereinbarung ist 
unwirksam, wenn sie vor dem 1. Januar 
1956 getroffen ist und wenn die Zelt, für 
die das Mietverhältnis eingegangen ist, vor 
dem 1. April 1956 abläuft.“ 

2. In § 22 tritt an die Stelle des „31. Dezember 
1955“ der „31. März 1956“. 

Artikel II 

(1) § 20 Satz 2 des Geschäftsraummieten- 
gesetzes in der Fassung des Artikels I Nr. 1 
ist nicht anzuwenden, wenn vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes die Miet- oder Pacht- 
zeit abgelaufen und der Miet- oder Pachtge- 
genstand geräumt worden ist; in diesen Fällen 
hat es bei der Beendigung des Miet- oder 
Pachtverhältnisses sein Bewenden. 


(2) Die §§ 8 bis 22 des Geschäftsraummie- 
tengesetzes finden auch Anwendung, wenn ein 
vor dem 1. Dezember 1951 begründetes Miet- 
oder Pachtverhältnis über Geschäftsräume 
oder gewerblich genutzte unbebaute Grund- 
stücke vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
für einen nach dem 31. Dezember 1955, aber 
vor dem 1. April 1956 liegenden Zeitpunkt 
gekündigt worden ist. Eine vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes abgegebene Erklärung 
des Vermieters oder Verpächters nach § 13 
Abs. 2 des Geschäftsraummietengesetzes ist, 
sofern sie sich auf eine Kündigung der In 
Satz 1 bezeichneten Art bezieht, unwirksam. 

(3) Absatz 2 gilt auch, wenn der Mieter 
oder Päditer vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes auf Grund einer Kündigung der in Ab- 
satz 2 Satz 1 bezeichneten Art rechtskräftig 
zur Räumung verurteilt worden ist; in diesem 
Falle sind die Vorschriften des § 26 Abs. 2 
bis 5 des Geschäftsraummietengesetzes ent- 
sprechend anzuwenden. 

Artikel III 

§ 31 b des Mieterschutzgesetzes in der Fas- 
sung des § 35 des Ersten Bundesmietengesetzes 
wird wie folgt geändert: 

Dem Absatz 1 wird nach einem Semikolon 
folgender Halbsatz angefügt: 

„§ 52 e findet entsprechende Anwendung.“ 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 



Artikel IV 

(1) Die Artikel I und II dieses Gesetzes 
treten am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. 


(2) Artikel III dieses Gesetzes tritt mit 
Wirkung vom 1. August 1955 in Kraft. 
Rechtskräftige Entscheidungen bleiben unbe- 
rührt. 


Bonn, den 30. November 1955 


Lücke 

Dr. Brönner 
Leukert 

Dr. Cillien und Fraktion 

Jacobi 
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Ollenhauer und Fraktion 
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Dr. Dehler und Fraktion 

Engell 

Dr. Mocker und Fraktion 


Dr. Schild (Düsseldorf) 

Dr. Brühler und Fraktion 



